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Antrag 
 
 
der Fraktion der AfD 
 
 
Finanzierung von Polit-NGOs: Haber-Verfahren einführen 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Die staatliche Förderung nichtstaatlicher Organisationen ist in den vergangenen Jahren er-
heblich ausgeweitet worden. Damit hat sich jedoch eine strukturelle Schieflage entwickelt, die 
grundlegende verfassungs- und haushaltsrechtliche Prinzipien betrifft. Zahlreiche dieser Or-
ganisationen treten nicht mehr als politisch neutrale gesellschaftliche Akteure auf, sondern 
entfalten signifikante politische Wirkung, indem sie Kampagnen durchführen, öffentliche Mo-
bilisierung betreiben oder aktiv auf politische Entscheidungsprozesse einwirken. Der Staat fi-
nanziert damit mittelbar politische Einflussnahme außerhalb des parlamentarischen Raumes 
und unterminiert den demokratischen Willensbildungsprozess. 
 
Der sogenannte Haber-Erlass des Bundesministeriums des Innern vom 6. Februar 2017 wurde 
geschaffen, um zu verhindern, dass extremistische oder verfassungsfeindliche Akteure von 
staatlichen Förderstrukturen profitieren oder durch staatliche Nähe gesellschaftliche Legitimi-
tät erlangen. Die praktische Umsetzung dieses Verfahrens, insbesondere die massenhafte 
Überprüfung von NGOs durch das Bundesamt für Verfassungsschutz, verdeutlicht jedoch die 
Widersprüchlichkeit der bestehenden Förderpraxis. Der Staat verteilt einerseits Fördermittel in 
großem Umfang und versucht andererseits, durch nachgelagerte geheimdienstliche Prüfme-
chanismen Risiken abzufangen, die er selbst durch seine Förderpolitik geschaffen hat. 
 
Das Haber-Verfahren geht zurück ins Jahr 2004. Mit dem Verfahren sollte sichergestellt wer-
den, dass keine Organisationen mit extremistischen, verfassungsfeindlichen oder sicherheits-
relevanten Hintergründen gefördert werden, wenn Bundesministerien darüber entscheiden 
sollen, Fördermittel an zivilgesellschaftliche Gruppen oder Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs) zu vergeben – z. B. im Rahmen von Programmen zur Demokratieförderung oder Ext-
remismusprävention.1 
 
Das Verfahren wurde bereits vor 2017 durch ein Rundschreiben des Bundesministeriums des 
Innern bekannt gegeben und eingesetzt, allerdings intensivierten viele Ressorts nach dem 
neuen BMI-Rundschreiben seine Nutzung. Ministerien haben, bevor sie Fördermittel verge-
ben, nach Ausschöpfung eigener Erkenntnismöglichkeiten (z. B. öffentliche Verfassungs-
schutzberichte) die Möglichkeit, beim Bundesamt für Verfassungsschutz direkt anzufragen, ob 
zu einer bestimmten Organisation bzw. Person verfassungsschutzrelevante Erkenntnisse vor-
liegen. Liegen solche Erkenntnisse vor, kann das Ressort daraufhin entscheiden, die Förde-
rung abzulehnen. Hinzu kommt, dass es nicht zwingend einen konkreten Verdacht braucht, da 

 
1 Vgl. https://www.bundestag.de/resource/blob/817544/WD-3-253-20-pdf.pdf. 
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die Prüfung auch vorbeugend erfolgen kann. Das Verfahren sieht keine vorherige Verdachts-
lage vor, und die Betroffenen werden weder über die Anfrage noch über eine mögliche Aus-
wertung informiert. Ziel der Abfragen ist es, mögliche extremistische oder verfassungsfeindli-
che Bestrebungen von Empfängern öffentlicher Fördermittel frühzeitig zu erkennen und ent-
sprechende Risiken auszuschließen. Laut des Berichts der Wissenschaftlichen Dienste wur-
den in den Jahren 2018 und 2019 hunderte NGOs einer Prüfung unterzogen. Nach einem 
Bericht des Redaktionsnetzwerks Deutschland hat das Bundesamt für Verfassungsschutz in 
den vergangenen vier Jahren im Auftrag der Bundesregierung mehr als 2.500 Nichtregierungs-
organisationen und Einzelpersonen überprüft, die staatliche Fördermittel beantragt hatten.2 
 
Laut der Antwort des Bundesinnenministeriums auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion im 
Bundestag wurden zwischen 2020 und 2024 insgesamt 1.250 Organisationen und 1.296 Ein-
zelpersonen überprüft. Laut Innenministerium gab es in 210 Fällen entsprechende verfas-
sungsschutzrelevante Erkenntnisse, womit etwa 8 % der Prüfungen Hinweise ergaben, die 
eine Förderung in der Regel verunmöglichten oder zumindest in Frage stellten.3 In solchen 
Fällen empfiehlt das Innenministerium, die Bewilligung von Fördermitteln zu verweigern. Wie 
viele Überprüfungen seit Einführung des Verfahrens im Jahr 2004 insgesamt durchgeführt 
wurden, ist nicht bekannt, doch zeigen frühere Regierungsangaben, dass die Zahl der Anfra-
gen in den letzten Jahren stark angestiegen ist. So waren laut einer Antwort der Bundesregie-
rung auf eine Anfrage der Linksfraktion im Jahr 2018 zwischen 2004 und 2018 nur rund 50 
Überprüfungen im Zusammenhang mit dem Förderprogramm „Demokratie leben!“ erfolgt. In 
den Jahren 2018 und 2019 seien es dann bereits etwa 330 Überprüfungen für verschiedene 
Ministerien und Bundesbehörden gewesen.4 
 
Die Praxis des Haber-Verfahrens ist teilweise nicht unumstritten. Die aktuelle Entwicklung deu-
tet auf eine erhebliche Ausweitung dieses geheimdienstlichen Prüfmechanismus hin. Beson-
ders hervorzuheben ist dabei, dass die Überprüfungen auch ohne konkrete Verdachtsmo-
mente stattfinden und für die Betroffenen vollkommen intransparent bleiben. Das wirft Fragen 
hinsichtlich des Datenschutzes, der rechtsstaatlichen Kontrolle und der Verhältnismäßigkeit 
auf. Kritiker bemängeln, dass das Verfahren eine pauschale Misstrauenskultur gegenüber der 
Zivilgesellschaft fördere und den Handlungsspielraum von gemeinnützigen Organisationen 
einschränke, die häufig auf öffentliche Fördermittel angewiesen sind.5 
 
Es gibt auf Seiten der aktuell regierenden Koalition und der Regierung (bzw. Teilen davon) 
den Willen, die Prüfung von NGOs systematisch auszubauen, insbesondere mit Blick auf 
große Förderprogramme wie „Demokratie leben!“. So kündigte die zuständige Familienminis-
terin „grundlegende Änderungen“ bei der Vergabe im Rahmen dieses Programms an, verbun-
den mit breit angelegten Verfassungsschutzprüfungen aller geförderten Organisationen.6 Die 
parlamentarische Auseinandersetzung erfolgt vor allem durch Kleine Anfragen und Drucksa-
chen, seltener durch Gesetzesinitiativen. Bislang existiert kein eigener Gesetzesentwurf, der 
das Haber-Verfahren formell regelt oder einschränkt. Damit bleibt die Praxis administrativ ver-
ankert und unterliegt primär der Kontrolle durch Anfragen, Berichte und politische Debatte. 
 
Die Wissenschaftlichen Dienste des Bundestages haben sich mehrfach mit dem Haber-Ver-
fahren beschäftigt. Das Dokument WD 3-3000-253/20 (Stand: 27.11.2020) erläutert die 

 
2Vgl. https://www.welt.de/politik/deutschland/article68f07a97dbad4b72062aee8f/ministerien-lassen-
mehr-als-1000-ngos-durch-verfassungsschutz-ueberpruefen.html. 
3 Vgl. https://www.zeit.de/gesellschaft/2025-10/verfassungsschutz-ministerien-haber-verfahren-ngo-
foerdergelder-gxe. 
4 Ebenda. 
5 Ebenda. 
6Vgl. https://www.merkur.de/politik/union-stellt-zentrale-ngo-foerderung-auf-den-pruefstand-zr-
93921964.html 
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rechtlichen Rahmenbedingungen und praktischen Abläufe. Demnach existiert das Verfahren 
seit 2004, mit einer Aktualisierung durch das BMI im Jahre 2017. Ziel sei, die „missbräuchliche 
Inanspruchnahme staatlicher Leistungen durch extremistische und terroristische Organisatio-
nen (…) noch effektiver als bisher auszuschließen.“7 Die Dokumentation WD 3-3000-029/22 
von 2022 fasst zusammen, wie die Prüfung der Verfassungstreue von Zuwendungsempfän-
gern organisiert ist, und verweist dabei auf das Haber-Verfahren als zentrale Grundlage der 
Praxis. Gleichzeitig hebt das Papier hervor, dass es an einer klaren gesetzlichen Grundlage 
fehlt. Das heißt, das Verfahren basiert im Wesentlichen auf einem Verwaltungserlass und nicht 
auf einem förmlichen Gesetz. Das wirft rechtliche und verfassungsrechtliche Fragen auf.8 
 
Die Wissenschaftlichen Dienste machen deutlich, dass insbesondere vor dem Hintergrund der 
Grundrechte und der Bedeutung der Zivilgesellschaft Transparenz, Rechtsstaatlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit zentral sind. Sie weisen darauf hin, dass eine freiwillige Prüfung durch 
den Staat (bzw. durch den Geheimdienst) ohne konkreten Verdacht problematisch sein kann.9 
Das Haber-Verfahren betrifft nicht nur einzelne Projekte, sondern ganze Förderprogramme 
und wirkt damit potenziell auf große Teile der Zivilgesellschaft. Die Dokumentation WD 3-3000-
029/22 nennt explizit Programme wie „Demokratie leben!“ als Beispiele.10 Befürworter des Ha-
ber-Verfahrens sehen seinen Nutzen in der Notwendigkeit, dadurch extremistische und ver-
fassungsfeindliche Strukturen frühzeitig auszuschließen, insbesondere bei staatlicher Förde-
rung. 
 
Bereits 2017 hat die AfD-Fraktion in Nordrhein-Westfalen kurz nach ihrem Einzug in den Land-
tag ein wichtiges Bekenntnis zur Erhaltung und Stärkung unserer Demokratie in diesem Land 
abgegeben, als sie den Antrag mit dem Titel „NRW gegen Extremismus – Keine Steuergelder 
für Feinde der Demokratie!“ einbrachte, der von allen anderen Fraktionen abgelehnt wurde. 
Im Mai 2025 unterstrich die AfD-Fraktion erneut die Notwendigkeit, diesen Rechtsstaat zu 
schützen, indem sie einen Antrag mit dem Titel „NRW stellt sich klar gegen Extremismus“, 
einbrachte, der unter anderem vorsah, eine Demokratieklausel zu implementieren. Diese Klau-
sel sollte gewährleisten, dass staatliche Fördergelder im Kampf gegen Extremismus nicht an 
Organisationen fließen, die selbst extremistische Ziele verfolgen oder die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung infrage stellen. Zur Begründung verwiesen wir auf die frühere bun-
deseinheitliche Demokratieerklärung, die von 2011 bis 2014 Voraussetzung für Förderpro-
gramme zur Extremismusprävention war und von Antragstellern ein klares Bekenntnis zu 
Grundgesetz und Demokratie verlangte. Ähnliche Regelungen existierten auch in Sachsen, 
wurden jedoch – nach Ansicht der Antragsteller aus rein politischen Gründen – nach Regie-
rungswechseln wieder abgeschafft.11 
 
Die damaligen Demokratieklauseln wurden besonders von linken Initiativen kritisiert, die an-
geblich per se unter Extremismusverdacht gestellt würden. Dies war jedoch nie Ziel der Klau-
sel: Alle Empfänger von Fördermitteln – unabhängig davon, gegen welche Art von Extremis-
mus sie arbeiten – sollten lediglich versichern, keine verfassungsfeindlichen Aktivitäten oder 
Partner zu unterstützen. Rechtliche Einwände betrafen ausschließlich überzogene Kontroll-
pflichten gegenüber Dritten; diese wurden 2012 entschärft. Der Grundgedanke eines Bekennt-
nisses zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung wurde von Gutachten als rechtlich un-
bedenklich und verhältnismäßig bewertet. Unser Antrag nahm auf mehrere politische Initiati-
ven nach 2014 Bezug, die eine neue Demokratieklausel einführen wollten. Dazu gehören ein 
Antrag der AfD-Bundestagsfraktion von 2018 und ein CDU-Antrag in der Bremischen 

 
7 Vgl. https://www.bundestag.de/resource/blob/817544/WD-3-253-20-pdf.pdf. 
8 Vgl. https://www.bundestag.de/resource/blob/894400/WD-3-029-22-pdf.pdf. 
9 Vgl. https://www.bundestag.de/resource/blob/817544/WD-3-253-20-pdf.pdf. 
10 Vgl. https://www.bundestag.de/resource/blob/894400/WD-3-029-22-pdf.pdf. 
11 Vgl. Drucksache 18/14031, v. 27.05.2025. 
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Bürgerschaft von 2024, beide mit dem Ziel, staatliche Förderung an die Selbstverpflichtung zu 
demokratischen Grundsätzen zu koppeln. Auch das Demokratiefördergesetz des Bundes ha-
ben wir kritisiert, da es eine Prävention gegen Linksextremismus und Islamismus vernachläs-
sigt. Die frühere Bundesfamilienministerin Kristina Schröder kritisierte zurecht, dass viele ge-
förderte Initiativen politisch einseitig sind, sich teils selbst im extremistischen Umfeld bewegen 
und daher unglaubwürdig sind, wenn sie im Namen der Demokratie agieren. Die Relevanz des 
Themas wird durch eine aktuelle Debatte über die politische Neutralität staatlich finanzierter 
NGOs bestätigt. Nach der Bundestagswahl 2025 hat die Unionsfraktion der Bundesregierung 
einen umfangreichen Fragenkatalog zu diesen Organisationen vorgelegt, den die Regierung 
jedoch weitgehend unbeantwortet gelassen hat. Dies ist ein weiterer Beleg für mangelnde 
Transparenz und Kontrollfähigkeit.12 
 
Im weiteren Verlauf nahm die nordrhein-westfälische AfD-Fraktion diese Thematik im Oktober 
dieses Jahres zum Anlass, um im Rahmen des Innenausschusses in Erfahrung zu bringen, 
wie der nordrhein-westfälische Verfassungsschutz agiert und ob er sich am Vorgehen des 
Bundesverfassungsschutzes orientiert. Die Landesregierung teilte mit, dass der Verfassungs-
schutz Nordrhein-Westfalen grundsätzlich nicht auf Antrag anderer öffentlicher Stellen tätig 
wird. Insbesondere überprüft er weder Nichtregierungsorganisationen (NGOs) noch Einzelper-
sonen, wenn andere Behörden – etwa im Zusammenhang mit Fördermittelentscheidungen – 
eine solche Prüfung wünschen. Die Entscheidung über die Vergabe staatlicher Fördergelder 
obliegt ausschließlich den jeweils zuständigen Fachstellen. Diese stützen sich dabei auf die 
einschlägigen Fachgesetze sowie haushalts- und datenschutzrechtlichen Vorschriften und 
treffen ihre Entscheidungen eigenständig, also ohne routinemäßige Einschätzung oder Betei-
ligung des Verfassungsschutzes. Eine gesetzliche Grundlage für eine Regelanfrage beim Ver-
fassungsschutz, also eine standardmäßige Abfrage vorliegender Erkenntnisse zu Antragstel-
lern von Fördermitteln, existiert nicht; Fördermittelbehörden dürfen bzw. müssen daher nicht 
automatisch Informationen beim Verfassungsschutz einholen. Der in der Anfrage erwähnte 
Bezug zum sogenannten Haber-Verfahren betrifft ein ausschließlich auf Bundesebene ange-
siedeltes Prüfverfahren des Bundesministeriums des Innern, das es Bundesministerien er-
möglicht, Projekte oder Projektträger vom Bundesamt für Verfassungsschutz überprüfen zu 
lassen, um eine missbräuchliche Inanspruchnahme von Fördermitteln durch extremistische 
oder terroristische Akteure zu verhindern. Ein solches Verfahren gibt es in Nordrhein-Westfa-
len nicht. Möglich sind jedoch Einzelfallanfragen an den Verfassungsschutz NRW, wenn ob-
jektive Umstände einen konkreten Verdacht auf verfassungsfeindliche Bestrebungen oder auf 
sicherheitsgefährdende beziehungsweise geheimdienstliche Tätigkeiten begründen. Voraus-
setzung ist stets, dass die gesetzlichen Bestimmungen für eine Datenübermittlung erfüllt sind; 
solche Anfragen erfolgen ausschließlich anlassbezogen und niemals routinemäßig. Der Ver-
fassungsschutz NRW erfasst diese Einzelfallanfragen nicht statistisch, weshalb keine Anga-
ben zu Anzahl und Häufigkeit möglich sind. Insgesamt existiert in NRW kein eigenes Prüfver-
fahren nach dem Vorbild des Haber-Verfahrens; Überprüfungen im Kontext von Fördermitteln 
finden ausschließlich im Verdachtsfall statt, während die Verantwortung für Förderentschei-
dungen allein bei den zuständigen Fachstellen liegt. Relevante Entwicklungen werden öffent-
lich über die regelmäßigen Verfassungsschutzberichte kommuniziert.13 
 
Somit wurde deutlich, dass Nordrhein-Westfalen weder eine Demokratieklausel noch das Ha-
ber-Verfahren anwendet. Es stellt sich daher die dringende Frage, warum nicht wenigstens 
die auf Bundesebene vorhandene Methode genutzt wird. Denn was dem Bund recht ist, muss 
Nordrhein-Westfalen nur billig sein. Es ist festzuhalten, dass viele Förderempfänger erkennbar 
politisch agieren und damit dem Grundsatz staatlicher Neutralität zuwiderhandeln. Es ist nicht 
Aufgabe des Staates, politisch wirksame Strukturen zu alimentieren, die den politischen Raum 

 
12 Ebenda. 
13 Vgl. Vorlage 18/4396. 
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jenseits demokratischer Legitimation beeinflussen. Eine klare Trennung zwischen gemeinnüt-
zigem Wirken im gesellschaftlichen Interesse und politischer Einflussnahme ist zwingend er-
forderlich. Die bisherige Förderpraxis trägt zur Entstehung nicht demokratisch legitimierter Pa-
rallelstrukturen bei, die ihre Aktivitäten aus öffentlichen Mitteln bestreiten und politisch einseitig 
wirken. 
 
Aus diesen Gründen ist eine tiefgreifende Reform der staatlichen NGO-Förderung unerläss-
lich. Nur durch klare gesetzliche Grundlagen, ein verbindliches Neutralitätsgebot, transparente 
Förderentscheidungen und eine rechtssichere Ausgestaltung von Prüfverfahren lässt sich ge-
währleisten, dass Steuermittel ihrer eigentlichen Bestimmung entsprechen, nämlich der För-
derung gesellschaftlicher Stabilität, demokratischer Legitimation und politischer Neutralität 
staatlichen Handelns. Eine Fortsetzung der bisherigen Praxis widerspricht diesen Zielen und 
begründet erhebliche Risiken für die Integrität demokratischer Prozesse. 
 
II. Der Landtag stellt fest: 
 
1. Nichtregierungsorganisationen, die selbst extremistische Ziele verfolgen oder die frei-

heitliche demokratische Grundordnung infrage stellen, dürfen nicht mit steuerlichen Mit-
teln unterstützt werden. 

 
2. Der Bund hat keine ausreichenden Methoden, um zu verhindern, dass extremistische 

oder verfassungsfeindliche Akteure von staatlichen Förderstrukturen profitieren, aber im-
merhin das Haber-Verfahren. 

 
3. Nordrhein-Westfalen darf bei der Überprüfung von Nichtregierungsorganisationen nicht 

noch schlechter dastehen als der Bund. 
 
 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, 
 
1. das Haber-Verfahren analog in Nordrhein-Westfalen zu implementieren; 
 
2. eine Demokratieklausel entsprechend der bis 2014 im Bund bestehenden Demokratie-

klausel als Förderungsvoraussetzung für die Mittelvergabe im Engagement gegen Ext-
remismus einzuführen. Angelehnt an die bis 2014 im Bund bestehende Formulierung 
sollte diese Demokratieklausel wie folgt lauten: 

 
(1) „Hiermit bestätigen wir, dass wir uns zu der freiheitlichen demokratischen Grund-

ordnung der Bundesrepublik Deutschland bekennen und eine den Zielen des 
Grundgesetzes förderliche Arbeit gewährleisten. 

 
(2) Wir werden keine Personen oder Organisationen mit der inhaltlichen Mitwirkung 

an der Durchführung des Projekts beauftragen, von denen uns bekannt ist oder 
bei denen wir damit rechnen, dass sie sich gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung betätigen.“ 

 
 
 
Markus Wagner 
Christian Loose 
Dr. Martin Vincentz 
 
und Fraktion 


